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Am Mittwoch wollen 
vor dem Landtag in 
Stuttgart anlässlich der 

letzten Sitzung vor der Wahl am 
13. März Betroffene der Berufs-
verbote demonstrieren. Diese 
wurden in den 70er und 80er 
Jahren und in Baden-Württem-
berg auch noch in jüngerer Ver-
gangenheit praktiziert. Sie hat-
ten im vergangenen 
Jahr auf Beschlüs-
se der Regierung 
von Grünen und 
SPD gehofft, die 
sie rehabilitieren 
und in Fällen von 
Altersarmut ent-
schädigen würden. 
Warum ist es nicht 
dazu gekommen?

Im Juni vergangenen 
Jahres haben wir als 
Grüne und SPD erst-
mals Vertreter der In-
itiative »40 Jahre Radi-
kalenerlass« zu einem 
Gespräch am runden 
Tisch eingeladen. Dabei haben wir 
verschiedene Fälle besprochen, die 
uns von der Initiative vorgestellt wor-
den sind. Und es wurde vereinbart, 
dass die Vertreter der Betroffenen 
ein Papier mit Vorschlägen zur Auf-
arbeitung der Geschichte des Er-
lasses und mit einer Auflistung der 
Forderungen vorlegen. Im Oktober 
haben wir uns erneut getroffen. Wir 
sind uns nicht einig geworden, haben 
aber weiterhin gearbeitet. Unser Ziel 
ist ein Fonds zur Entschädigung von 
Betroffenen der Berufsverbote, die 
unter Altersarmut leiden.

Wir haben uns in den Fraktionen 
von Grünen und SPD darauf geei-
nigt, dass wir eine wissenschaftliche 
Aufarbeitung der Berufsverbotspra-
xis in Baden-Württemberg veranlas-
sen wollen. Mir ist natürlich klar, 
dass das länger dauert, als manche 
Zeit haben, und deshalb schauen wir, 
wie wir bis zum 30. April, dem Ende 
der Legislatur, noch eine Art Ent-
schädigungsfonds hinbekommen.

Das ist das, was wir bis jetzt ge-
schafft haben und was zuvor 35 Jahre 
lang unter den Vorgängerregierun-
gen der CDU überhaupt nicht ange-
gangen worden ist. Da wurde über-
haupt nicht darüber nachgedacht, ob 
es eventuell Fälle geben könnte, in 
denen die Entfernung von Menschen 
aus dem Staatsdienst völlig unge-
rechtfertigt war. Ich denke auch, ein 
dreiviertel Jahr ist für eine solche 
parlamentarische Initiative keine 
lange Zeit, und ich bin sehr zuver-
sichtlich, dass wir Entschädigungen 
erreichen.

Nun sind Radikalenerlass und 
Berufsverbotsverfahren vom 
niedersächsischen Landtag und 
von der Bürgerschaft in Bre-

men im vergangenen Jahr bzw. 
schon 2011 generell für Unrecht 
erklärt worden, die Betroffenen 
sind formal rehabilitiert wor-
den. Warum muss es denn aus 
Sicht der Landesregierung in 
Stuttgart erst noch eine aufwen-
dige wissenschaftliche Aufar-
beitung geben, bevor man sich 
zu einer pauschalen Rehabili-

tierung durchringt?
Das ist doch ganz klar. 
Ich finde, wenn wir die-
sen Schritt gehen, dann 
sollten ihn auch alle im 
Landtag vertretenen 
Parteien mitgehen kön-
nen. Und dazu gehört 
einfach die wissen-
schaftliche Aufarbei-
tung – mit fundierter 
Begründung sagen zu 
können: Hier ist Un-
recht passiert. Wenn 
alle dahinterstehen, 
haben die betroffenen 
Menschen auch mehr 
davon.

Nun regieren Grüne und SPD 
in Baden-Württemberg ja 
schon seit 2011. Warum ist die-
ses Thema erst gegen Ende der 
Legislaturperiode in Angriff 
genommen worden?

59 Jahre CDU-Regierung im Baden-
Württemberger Landtag, da hatten 
wir natürlich tausend Themen, die 
wir anpacken mussten. Der Sache 
der Berufsverbote hat sich Ulrich 
Sckerl, der parlamentarische Ge-
schäftsführer der Grünen-Fraktion, 
angenommen. Dass diese Angele-
genheit erst im letzten Jahr der Le-
gislaturperiode formal auf den Tisch 
kam, ist einfach auch der Vielzahl 
der Aufgaben geschuldet. Wir haben 
aber die Hoffnung, dass wir auch 
weiterhin in Baden-Württemberg re-
gieren werden und die Anliegen der 
Betroffenen damit weiter verfolgen 
können.

Sind Sie da optimistisch? Grüne 
und SPD kommen in aktuellen 
Umfragen zusammen nur noch 
auf 42 Prozent, bei der Land-
tagswahl 2011 waren es noch 
mehr als 47 Prozent …

Ja, warum nicht. Die Sache der Be-
rufsverbote wollen wir aber jetzt 
noch so weit voranbringen, dass 
auch eine eventuelle neue Regierung 
nicht mehr an der Angelegenheit vor-
beigehen kann.

Was wären die dafür notwendi-
gen Schritte?

Die wissenschaftliche Aufarbeitung 
ist eingeleitet, und wie der Entschä-
digungsfonds gestaltet werden könn-
te, muss jetzt noch ausgehandelt wer-
den. Das ist am heutigen Dienstag 
noch Gegenstand von Gesprächen.

� Interview: Jana Frielinghaus

EU-Sanktionen gegen 
Belarus aufgehoben
Brüssel. Die Europäische Union hat 
ihre Sanktionen gegen den belarus-
sischen Präsidenten Alexander Luka-
schenko und andere Vertreter seines 
Kabinetts endgültig aufgehoben. Die 
EU-Außenminister beschlossen am 
Montag, Reise- und Vermögenssper-
ren gegen insgesamt 170 Belarussen 
zu beenden, wie EU-Diplomaten 
mitteilten. Auch drei Unternehmen 
wurden von der Sanktionsliste ge-
strichen. Die relativ wirkungslosen 
Maßnahmen waren bereits im Ok-
tober nach der Präsidentschaftswahl 
und der Freilassung »politischer Ge-
fangener« vorläufig ausgesetzt wor-
den. � (AFP/jW)

Hochschullehrer in  
Slowakei streiken
Bratislava. Drei Wochen vor den Par-
lamentswahlen am 5. März haben die 
Lehrenden der wichtigsten Universi-
täten und Hochschulen der Slowakei 

einen unbefristeten Streik begonnen. 
Sie fordern höhere Gehälter und eine 
bessere finanzielle Ausstattung der 
staatlichen Bildungseinrichtungen. 
Mit demselben Ziel hatten seit 25. Ja-
nuar Tausende Lehrer an Hunderten 
Schulen im ganzen Land gestreikt. 
Für die Dauer des Streiks werden 
die Lehrer nicht nur nicht bezahlt, 
sondern auch von der Gesundheits-
versicherung abgemeldet. 
� (dpa/jW)

Thüringen: Brandsatz gegen 
Bürgerbüro der SPD
Kahla. Unbekannte haben in der Nacht 
zum Montag im thüringischen Ort 
Kahla einen Brandsatz und mehre-
re Steine gegen ein Haus geworfen, 
in dem sich ein lokales SPD-Bür-
gerbüro und ein sogenannter Demo-
kratie-Laden befinden. Die Flasche 
mit der brennbaren Flüssigkeit habe 
lediglich einen Rußschaden an der 
Fassade verursacht, teilte die Polizei 
in Jena mit. Ein Feuer brach dem-
nach nicht aus. Die Steine zerstör-

ten nach Angaben der Beamten vier 
große Fensterscheiben. Zeugen be-
richteten von flüchtenden Personen. 
Die Polizei stufte den Anschlag als 
politisch-motivierte Sachbeschädi-
gung ein, die Kriminalpolizei in Jena 
übernahm die Ermittlungen. 
� (AFP/jW)

Liedermacher Hein Kröher  
gestorben
Pirmasens. Der Liedermacher Hein-
rich Kröher, der zumeist zusammen 
mit seinem Zwillingsbruder Oskar 
als Duo Hein und Oss auftrat, ist tot. 
Er starb am Sonntag im Alter von 
88 Jahren in seiner Heimatstadt Pir-
masens. Mit ihren zur Gitarre vorge-
tragenen Volks- und Arbeiterliedern 
sowie Freiheitsliedern der 1848er 
Revolution und nicht zuletzt als Mit-
begründer des Festivals »Chanson 
Folklore International« auf der Burg 
Waldeck in den sechziger Jahren ha-
ben Hein und Oss die linke Lieder-
macherszene hierzulande nachhaltig 
geprägt. � (dpa/jW)

NACHRICHTEN

»Mit sehr schwerem Herzen beuge ich mich heute dem Urteil«, erklärte der frühere israelische Minister-

präsident Ehud Olmert (Foto Mitte) am Montag. Die nächsten 19 Monate wird er hinter Gittern verbringen. Nicht für den 

Angriff auf den Gazastreifen, der unter dem Namen »Operation Gegossenes Blei« in seine Amtszeit fiel und mehr als 1.400 

Palästinenser unter Bomben begrub. Nein, Olmert wurde wegen Bestechlichkeit in seiner Zeit als Jerusalemer Bürgermeister 

und wegen versuchter Strafvereitelung zur Rechenschaft gezogen. Noch ist er der einzige ehemalige Regierungschef Israels, 

der eine Haftstrafe antreten muss. � (jW)

In den Kopf geschossen
Mecklenburg-Vorpommern: Staatsanwalt ermittelt gegen Polizisten

Nach dem Schuss eines Polizi-
sten auf den Kopf eines Auto-
fahrers in Mecklenburg-Vor-

pommern hat dessen Anwalt schwere 
Vorwürfe erhoben. »Da ist schlampig 
ermittelt worden, es saßen die Fal-
schen im Auto«, sagte Rechtsanwalt 
Benjamin Richert am Montag gegen-
über dpa. Das Opfer schwebt weiter 
in Lebensgefahr. Der 27jährige werde 
in einem Krankenhaus in Schwerin be-
handelt, sagte ein Sprecher der Staats-
anwaltschaft am Montag.

Ein Mobiles Einsatzkommando 
(MEK) der Polizei aus Hamburg woll-
te am Freitag einen wegen Körper-
verletzung verurteilten Mann aus der 
Rotlichtszene festnehmen, der seine 
Haftstrafe von zwei Jahren und sechs 
Monaten nicht angetreten hatte. Er war 
jedoch nicht in dem Auto, das die Po-

lizei in Lutheran bei Parchim stopp-
te  – dafür zwei Männer, die Richert 
zufolge unbeteiligt waren. »Das waren 
Zufallsopfer, ein krasser Irrtum«, sag-
te er. Der lebensgefährlich verletzte 
Angeschossene habe sein rechtes Auge 
verloren. Sein Schädel sei verletzt, und 
er liege im künstlichen Koma. Nach 
den Worten des Anwalts hatten die 
beiden, die lose mit dem Gesuchten 
bekannt seien, den Wagen bei dessen 
Mutter ausgeliehen. Sie wollten dem-
nach Dachbleche für den Bau eines 
Holzlagers transportieren. Das Auto 
war von Zivilfahrzeugen des MEK in 
der Ortschaft Lutheran abgedrängt und 
eingekeilt worden. Die Staatsanwalt-
schaft ermittelt gegen den Schützen 
unterdessen wegen Körperverletzung 
im Amt, wie ein Sprecher gegenüber 
dpa sagte.

Laut dem Rechtsanwalt hatten Poli-
zisten bereits zwei Tage zuvor im nahe 
gelegenen Plau einen Container ge-
stürmt, der Arbeitern einer Baufirma 
als Pausenraum diente. Der Grund sei 
gewesen, dass das Auto des Gesuch-
ten in der Nähe gestanden habe. Eine 
Sprecherin des Landeskriminalamtes 
Mecklenburg-Vorpommern erklärte, 
ein SEK der Landespolizei habe die 
Bauarbeiter, die in ihrem Fahrzeug sa-
ßen, zum Aussteigen aufgefordert und 
ihre Personalien überprüft. Dabei habe 
sich herausgestellt, dass der zur Fahn-
dung Ausgeschriebene nicht dabei war. 
Richert vertritt nach eigenen Worten 
auch den Gesuchten. Er habe seinem 
Mandanten empfohlen, sich zu stellen, 
so der Jurist. Das habe der Mann auch 
für die nächsten 10 bis 14 Tage zuge-
sagt. � (dpa/jW)
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»Unser Ziel ist 
ein Fonds zur 
Entschädigung«
Baden-Württemberg: Rehabilitierung 
von Berufsverbotsopfern muss auch 
nach fünf Jahren »Grün-Rot« noch 
warten. Ein Gespräch mit Beate Böhlen

Beate Böhlen ist Abge-
ordnete der Grünen und 

Vorsitzende des Petitions-
ausschusses im baden-

württembergischen 
Landtag

Weg ist er.

B
IL

D
Q

U
E

L
L

E


